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Gesetz zur Stärkung der Quartiersent-

wicklung durch Privatinitiative (GQP)

Der Landtag hat am 26. November 2014 das folgende
Gesetz beschlossen:

§ 1

Zweck des Gesetzes

Dieses Gesetz ermöglicht in Ausgestaltung des § 171f des
Baugesetzbuchs (BauGB) den Gemeinden die Festlegung
von eigentümergetragenen Aufwertungsbereichen. In fest -
gelegten Aufwertungsbereichen können zur Steigerung
der Funktionsfähigkeit des Quartiers in privater Verant-
wortung standortbezogene Maßnahmen durchgeführt
werden, die auf der Grundlage eines mit den städtebau -
lichen Zielen der Gemeinde abgestimmten Konzepts zur
Stärkung oder Entwicklung von Bereichen der Innenstäd-
te, Stadtteilzentren und von sonstigen für die städtebau -
liche Entwicklung bedeutsamen Bereichen dienen. Die
Quartiersgemeinschaften übernehmen keine gesetzlichen
Aufgaben der Gemeinden.

§ 2

Begriffe

(1) Ein eigentümergetragener Aufwertungsbereich besteht
aus räumlich zusammenhängenden bebauten Grund -
stücken in Innenstädten, Stadtteilzentren oder sonstigen
für die städtebauliche Entwicklung bedeutsamen Be -
reichen, innerhalb deren die Grundstückseigentümer und
Gewerbetreibenden standortbezogene Maßnahmen so-
wohl investiver als auch nicht investiver Art durch-
führen. Dabei sind nur solche Grundstücke in den ei-
gentümergetragenen Aufwertungsbereich einzubeziehen,
deren wirtschaftliche Attraktivität durch die konkreten
standortbezogenen Maßnahmen so verbessert wird, dass
der zu erwartende Lagevorteil für die Grundstücksei-
gentümerin oder den Grundstückseigentümer den Nut-
zen der Maßnahme für die Allgemeinheit offensichtlich
überwiegt. Die nach einem festgelegten Verfahren be-

stimmten Maßnahmen werden ganz oder teilweise über
eine Sonderabgabe finanziert. Soweit Grundstücke zu
Wohnzwecken genutzt werden, sind sie entsprechend
dem Anteil ihrer Wohnnutzung von der Sonderabgabe
nicht umfasst.

(2) Standortbezogene Maßnahmen sind alle Vorhaben,
die die Attraktivität des Aufwertungsbereichs steigern
und geeignet sind, die Rahmenbedingungen für die Ge-
meinde und die in diesem Bereich niedergelassenen Ein-
zelhandels-, Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe zu
verbessern. Hierzu können insbesondere

1. Konzepte für die Entwicklung des Aufwertungsbe-
reichs ausgearbeitet,

2. Dienstleistungen erbracht,

3. in Abstimmung mit den jeweiligen Berechtigten Bau-
maßnahmen finanziert und durchgeführt,

4. Grundstücke bewirtschaftet,

5. gemeinschaftliche Werbemaßnahmen durchgeführt,

6. Veranstaltungen organisiert,

7. mit öffentlichen Stellen oder mit ansässigen Betrieben
Vereinbarungen über die Durchführung von Maßnah-
men getroffen 

werden. 

(3) Eine Quartiersgemeinschaft ist unabhängig von ihrer
rechtlichen Organisation ein freiwilliger Zusammenschluss
von mindestens sieben natürlichen oder juristischen Per -
sonen, die im eigentümergetragenen Aufwertungsbereich
nach § 6 abgabenpflichtig sind. Die Mitwirkung abgaben-
pflichtiger Personen in diesem Zusammenschluss kann in
der Regel nicht verweigert werden. Die Quartiersgemein-
schaft wählt aus ihrer Mitte mit Mehrheit eine Vorsitzende
oder einen Vorsitzenden und eine Stellvertreterin oder
einen Stellvertreter, die nach außen einzeln vertretungsbe-
rechtigt sind. Die Quartiersgemeinschaft gibt sich eine Ge-
schäftsordnung. Beschlüsse werden mit Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen gefasst, soweit die Geschäftsordnung
keine andere Mehrheit vorschreibt. 

(4) Die Quartiersgemeinschaft kann einen Aufgabenträ-
ger mit der Geschäftsführung, der Antragstellung bei der
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Gemeinde, der Vorbereitung und Umsetzung des Maß-
nahmen- und Finanzierungskonzepts und der Verwaltung
der Einnahmen und Ausgaben der Quartiersgemeinschaft
beauftragen. Dieser muss mindestens die Voraussetzun-
gen für die Beauftragung als Sanierungsträger nach § 158
BauGB erfüllen. 

§ 3

Antragsverfahren

(1) Die Gemeinden können auf Antrag einer Quartiersge-
meinschaft durch Satzung eigentümergetragene Aufwer-
tungsbereiche für die Geltungsdauer von höchstens fünf
Jahren festlegen. Die Verlängerung der Geltungsdauer
der Satzung ist unter denselben Voraussetzungen wie die
erstmalige Festlegung eines eigentümergetragenen Auf-
wertungsbereichs möglich. Mit Ablauf der Geltungsdauer
der Satzung endet das Recht zur Abgabenerhebung. 

(2) Die konkreten Ziele und Maßnahmen werden für
jeden eigentümergetragenen Aufwertungsbereich in
einem von der Quartiersgemeinschaft festgelegten Maß-
nahmen- und Finanzierungskonzept festgelegt. 

(3) Der Antrag ist bei der Gemeinde zu stellen, in deren
Gebiet die Grundstücke des beantragten eigentümerge-
tragenen Aufwertungsbereichs liegen. 

(4) Die Quartiersgemeinschaft hat Anspruch darauf, dass
ihr die Gemeinde die bekannten Namen und Anschriften
der Eigentümerinnen und Eigentümer beziehungsweise
der Erbbauberechtigten der im eigentümergetragenen
Aufwertungsbereich gelegenen Grundstücke sowie die
voraussichtliche Gesamthöhe der im vorgesehenen Be-
reich festgestellten Werte für die Abgabenerhebung nach
§ 6 mitteilt, soweit die Angaben für die Abgabenberech-
nung erforderlich sind.

(5) Zur Antragstellung ist die Quartiersgemeinschaft oder
deren Aufgabenträger nur berechtigt, wenn die schrift liche
Zustimmung von mindestens 15 vom Hundert der im Auf-
wertungsbereich dem Grunde nach Ab gaben pflich tigen
nach § 6 Absatz 2 vorliegt und die diesen Personen zu -
geordnete Grundstücksfläche mindes tens 15 vom Hundert
der Fläche des Aufwertungsbereichs umfasst. Zustim-
mungserklärungen von natürlichen oder juristischen Per-
sonen, die Mit- oder Teileigentümer an einem Grundstück
sind, zählen bei der Berechnung nach Satz 1 entsprechend
ihrem Mit- oder Teileigentumsanteil. Grundstücke im
Sinne dieses Gesetzes sind alle im Grundbuch eingetra-
genen Flächen, sowie dienende Grundstücke nach § 3 Ab-
satz 4 der Grundbuchordnung in der Fassung vom 26. Mai
1994 (BGBl. I S. 1114), auch wenn sie nicht in einem
beson deren Grundbuchblatt geführt werden. Ausgenom-
men sind Grundstücke, die ausschließlich dem Gemeinbe-
darf oder kirchlichen Zwecken dienen, Schulen sowie die
öffentlichen Verkehrs-, Gewässer- und Grünflächen. Die
Erbbauberechtigten sind den Grundstückseigentümern

gleichgestellt, soweit das Grundstück mit einem Erbbau-
recht belastet ist. 

(6) Dem Antrag sind beizufügen:

1. Eine genaue räumliche Bezeichnung des vorgesehe-
nen eigentümergetragenen Aufwertungsbereichs und
die vorgesehene grundstücksgenaue Abgrenzung,

2. ein Maßnahmen- und Finanzierungskonzept für die
Geltungsdauer von bis zu fünf Jahren, das die Maß-
nahmen in allgemeiner Form bezeichnet und den
städtebaulichen Zielen der Gemeinde nicht wider-
spricht,

3. eine Darstellung des vorgesehenen Verteilungsmaß-
stabs (§ 6 Absatz 5),

4. ein Nachweis, dass mindestens 15 vom Hundert der
im Aufwertungsbereich dem Grunde nach Abgaben-
pflichtigen nach § 6 Absatz 2 dem Antrag zugestimmt
haben und die Grundstücksfläche dieser Personen
mindestens 15 vom Hundert der Fläche des Aufwer-
tungsbereichs umfasst.

Im Maßnahmen- und Finanzierungskonzept nach Num-
mer 2 sind die konkreten Vorteile der standortbezogenen
Maßnahmen für die Grundstückseigentümer innerhalb
des vorgesehenen Aufwertungsbereichs nachvollziehbar
darzustellen. Daneben ist zu begründen, warum das In-
teresse der Quartiersgemeinschaft das Interesse der All-
gemeinheit an den standortbezogenen Maßnahmen of-
fensichtlich überwiegen wird. 

(7) Die Gemeinde lehnt den Antrag ab, wenn

1. die Voraussetzungen der Absätze 5 und 6 nicht erfüllt
sind, oder der von der Quartiersgemeinschaft beauf-
tragte Aufgabenträger den Voraussetzungen nach § 2
Absatz 4 Satz 2 nicht genügt,

2. das Maßnahmen- und Finanzierungskonzept nicht mit
den städtebaulichen Zielen der Gemeinde abgestimmt
ist oder

3. öffentliche Belange oder Rechte Dritter beeinträchtigt
würden.

Im Übrigen entscheidet die Gemeinde über die Fortset-
zung des Antragsverfahrens nach pflichtgemäßem Er-
messen. 

§ 4

Festlegung des eigentümergetragenen 
Aufwertungsbereichs

(1) Entscheidet sich die Gemeinde nach § 3 Absatz 7
Satz 2 für eine Fortsetzung des Antragsverfahrens, legt
sie die vollständigen Antragsunterlagen für die Dauer 
eines Monats öffentlich aus und macht dies mindestens
eine Woche vorher ortsüblich bekannt. In der Bekannt-
machung ist darauf hinzuweisen, dass bis eine Woche
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nach Abschluss der Auslegung bei der Gemeinde von je-
dermann Anregungen und Bedenken vorgebracht wer-
den können und die dem Grunde nach Abgabenpflichti-
gen nach § 6 Absatz 2 das Recht haben, bei der Gemein-
de Einwendungen gegen die Festlegung des eigentümer-
getragenen Aufwertungsbereichs vorzubringen. Die Ab-
gabenpflichtigen nach § 6 Absatz 2 und die Träger öf-
fentlicher Belange sind von der Gemeinde schriftlich
über die Auslegung zu informieren. 

(2) Nach Ablauf des Verfahrens nach Absatz 1 sind der
Quartiersgemeinschaft die eingegangenen Anregungen
und Bedenken, die Einwendungen der Abgabenpflichti-
gen nach § 6 Absatz 2 und die Stellungnahmen der Träger
der öffentlichen Belange zu übermitteln. Werden die An-
tragsunterlagen von der Quartiersgemeinschaft daraufhin
in einem wesentlichen Punkt geändert, ist das Verfahren
nach Absatz 1 zu wiederholen. 

(3) Erheben mehr als ein Drittel der Abgabenpflichtigen
nach § 6 Absatz 2 oder Abgabenpflichtige, deren Grund-
stücksflächen insgesamt mehr als ein Drittel der Fläche des
Aufwertungsbereichs umfassen, Einwendungen ge gen die
Festlegung des eigentümergetragenen Aufwertungsbe-
reichs, ist der Antrag von der Gemeinde abzulehnen, wenn
die Abgabenpflichtigen nicht erklären, eine Einwendung
nicht mehr geltend zu machen. Die Frist zur Erklärung,
dass eine Einwendung nicht mehr geltend gemacht wird,
endet zwei Monate nach dem Ende der öffentlichen Ausle-
gung. Die Frist wird durch den Zugang der Erklärungen
bei der Gemeinde oder bei der Quartiersgemeinschaft ge-
wahrt. Die Entscheidung über die Ablehnung soll von der
Gemeinde binnen eines Zeitraums von drei Monaten nach
Ende der öffentlichen Auslegung getroffen werden. 

(4) Erfüllt der Antrag die Voraussetzungen nach den Ab-
sätzen 1 bis 3, kann die Gemeinde den eigentümerge -
tragenen Aufwertungsbereich durch Satzung festlegen,
wenn sich die Quartiersgemeinschaft zuvor in einem öf-
fentlich-rechtlichen Vertrag verpflichtet hat, die sich aus
diesem Gesetz, der Satzung und dem Maßnahmen- und
Finanzierungskonzept ergebenden Verpflichtungen, Zie -
le und Aufgaben umzusetzen. Soweit einzelne vorge -
sehene Maßnahmen Folgekosten verursachen können,
die über die Geltungsdauer der Satzung hinaus wirksam
werden, muss der öffentlich-rechtliche Vertrag auch eine
Vereinbarung zu ihrer Übernahme nach Außerkrafttreten
der Satzung beinhalten. 

(5) Die Satzung muss mindestens enthalten: 

1. Die Bezeichnung des eigentümergetragenen Aufwer-
tungsbereichs,

2. die räumliche Abgrenzung des eigentümergetragenen
Aufwertungsbereichs,

3. die Geltungsdauer der Satzung,

4. das Maßnahmen- und Finanzierungskonzept für die
Geltungsdauer der Satzung in allgemeiner Form,

5. den Kreis der Abgabenpflichtigen,

6. die Ausnahmen von der Abgabenpflicht nach § 6 Ab-
satz 3,

7. den Verteilungsmaßstab (§ 6 Absatz 5) und

8. die Zusammensetzung des Beschlussgremiums über
den jährlichen Maßnahmen- und Finanzierungsplan.

Beabsichtigt die Gemeinde eine Kostenpauschale für
ihren Verwaltungsaufwand einzubehalten (§ 6 Absatz 6),
ist auch deren Höhe in der Satzung festzulegen. Die all-
gemeinen Anforderungen an die Satzung richten sich
nach § 4 der Gemeindeordnung. Sie ist öffentlich be-
kannt zu machen. 

§ 5

Maßnahmen- und Finanzierungskonzept

(1) Die Quartiersgemeinschaft setzt das der Festlegung
des eigentümergetragenen Aufwertungsbereichs zu Grun-
de liegende Maßnahmen- und Finanzierungskonzept um.
Hierzu stellt sie vor Beginn eines Kalenderjahres einen
Maßnahmen- und Finanzierungsplan auf, der für das fol-
gende Haushaltsjahr sämtliche standortbezogenen Maß-
nahmen und die dafür veranschlagten Ausgaben enthält.
Daraus muss auch erkennbar sein, wie diese sich aus
dem Maßnahmen- und Finanzierungskonzept ableiten
und welche Ausgaben für die einzelnen Maßnahmen be-
reits angefallen sind. Die Abgabenpflichtigen nach § 6
Absatz 2 sind bei der Aufstellung des Maßnahmen- und
Finanzierungsplans zu informieren. Ihnen ist elektro-
nisch oder schriftlich Einsicht in den Maßnahmen- und
Finanzierungsplan zu geben. 

(2) Der Maßnahmen- und Finanzierungsplan ist der Ge-
meinde vorzulegen. Weicht der Maßnahmen- und Finan-
zierungsplan vom Maßnahmen- und Finanzierungskon-
zept erheblich ab und ist die Abweichung begründet,
weist die Gemeinde die Abgabenpflichtigen nach § 6
Absatz 2 darauf hin, dass diese innerhalb eines Monats
ab Zugang des Hinweises der Gemeinde berechtigt sind,
den abweichenden Maßnahmen- und Finanzierungsplan
abzulehnen. 

(3) Der Maßnahmen- und Finanzierungsplan ist Grund-
lage für die Abgabenerhebung nach § 6, wenn dieser die
Vorgaben des Maßnahmen- und Finanzierungskonzepts
einhält oder aus begründeten Fällen nur unerheblich
davon abweicht und den städtebaulichen Zielen der Ge-
meinde nicht widerspricht. Weicht der Maßnahmen- und
Finanzierungsplan in begründeten Fällen erheblich von
den Vorgaben des Maßnahmen- und Finanzierungskon-
zepts ab und haben nicht mehr als ein Drittel der Abga-
benpflichtigen nach § 6 Absatz 2 innerhalb der Frist nach
Absatz 2 Satz 2 die Ablehnung erklärt, kann die Gemein-
de diesen ebenfalls als Grundlage für die Abgabenerhe-
bung anerkennen. Erfüllt der Maßnahmen- und Finanzie-
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rungsplan diese Anforderungen nicht, kann er von der
Quartiersgemeinschaft angepasst und erneut nach Absatz 2
vorgelegt werden. 

(4) Alternativ kann die Satzung nach § 4 Absatz 5 auch
festlegen, dass auf die Aufstellung der jährlichen Maß-
nahmen- und Finanzierungspläne verzichtet wird, wenn
aus dem Maßnahmen- und Finanzierungskonzept die er-
forderlichen Grundlagen für die Erhebung der Sonder -
abgabe über die gesamte Laufzeit der Satzung hervor -
gehen. Die Sonderabgabe wird dann von der Gemeinde
jährlich in gleichen Raten erhoben.

(5) Bei der Umsetzung des Maßnahmen- und Finanzie-
rungsplans ist auf den jeweiligen Ansatz der Ausgaben für
die einzelnen standortbezogenen Maßnahmen zu achten.
Überplanmäßige Ausgaben sind in begründeten Einzelfäl-
len nur zulässig, wenn sie den Ansatz nicht mehr als um
20 vom Hundert überschreiten und das Gesamtbudget
nicht überschritten wird. Außerplanmäßige Ausgaben sind
nur zulässig, wenn sie unabweisbar sind und dem Maß-
nahmen- und Finanzierungskonzept entsprechen. Über-
und außerplanmäßige Ausgaben sind der Gemeinde un-
verzüglich anzuzeigen.

(6) Nicht verwendete Mittel sind in das nächste Wirt-
schaftsjahr zu übertragen. Endet die Geltungsdauer der
Satzung, sind nicht verwendete Mittel den Abgaben -
pflichtigen zu erstatten. Bei Verlängerung der Geltungs-
dauer nach § 3 Absatz 1 Satz 2 kann die Quartiersge-
meinschaft die Mittel auf den neuen eigentümerge -
tragenen Aufwertungsbereich übertragen, wenn sich das
Maßnahmen- und Finanzierungskonzept nicht grund -
legend geändert hat. 

§ 6

Abgabenerhebung

(1) Zur Finanzierung der von der Quartiersgemeinschaft
vorgesehenen standortbezogenen Maßnahmen erhebt die
Gemeinde auf der Grundlage eines Maßnahmen- und Fi-
nanzierungsplans Sonderabgaben. § 2 Absatz 1 Satz 2, 
§ 3 und § 4 des Kommunalabgabengesetzes sind anzu-
wenden, soweit dieses Gesetz keine abweichenden Re-
gelungen vorschreibt. 

(2) Abgabenpflichtig sind alle Eigentümerinnen und Ei-
gentümer von Grundstücken nach § 3 Absatz 5 Satz 3
und 4 innerhalb des eigentümergetragenen Aufwertungs-
bereichs. Sind Grundstücke mit einem Erbbaurecht be -
las tet, so sind die Erbbauberechtigten anstelle der Eigen -
tümerinnen und Eigentümer abgabenpflichtig. 

(3) In der Satzung sind Ausnahmen von der Abgaben -
pflicht vorzusehen, wenn

1. Grundstücke wirtschaftlich nicht genutzt werden können,

2. die Nutzung von Grundstücken ausschließlich zu
Zwecken des Gemeinbedarfs ausgeübt wird, 

3. Grundstücke einbezogen werden, aus denen die oder
der Abgabenpflichtige nach Absatz 2 keinen offen-
sichtlich überwiegenden Vorteil von den Maßnahmen
haben kann oder 

4. Grundstücke ausschließlich zu Wohnzwecken genutzt
werden. 

Für gemischt genutzte Grundstücke gilt Satz 1 Nummer 4
für die ausschließlich zu Wohnzwecken genutzten Anteile
entsprechend. 

(4) Die Gemeinde kann Abgabenpflichtige auf Antrag
ganz oder teilweise von der Abgabe befreien, wenn die
Heranziehung zu der Abgabe eine unbillige Härte be-
gründen würde. 

(5) Die Abgabe ist nach festen Verteilungsmaßstäben zu
erheben. Zulässige Verteilungsmaßstäbe sind

1. der Einheitswert des Grundstücks nach den Vorschrif-
ten des Bewertungsgesetzes,

2. die Art und das Maß der baulichen oder sonstigen
Nutzung des Grundstücks,

3. die Grundstücksfläche,

4. die Grundstückslänge entlang der Geschäftsstraßen, 

5. die Nutz- oder Ladenfläche.

Die Verteilungsmaßstäbe können miteinander verbunden
werden. Die Höhe der Abgabe darf für die Dauer von
fünf Jahren insgesamt zehn vom Hundert des Einheits-
werts eines Grundstücks nicht überschreiten. 

(6) Die Gemeinde kann zur Abgeltung des gemeind -
lichen Aufwands eine Kostenpauschale in Höhe von ma-
ximal drei vom Hundert der beantragten Maßnahmen-
summe durch Satzung festlegen. 

(7) Das Aufkommen aus der Abgabe steht der Quartiers-
gemeinschaft abzüglich der Kostenpauschale nach Ab-
satz 6 zu. Die Gemeinde dokumentiert das der Quartiers-
gemeinschaft zustehende Aufkommen aus der Abgabe in
einer dem Haushaltsplan beigefügten Anlage. Die Quar-
tiersgemeinschaft hat die Einnahmen aus dem Abgaben-
aufkommen ausschließlich für die geplanten standortbe-
zogenen Maßnahmen zu verwenden.

(8) Die Abgabe ruht als öffentliche Last auf dem Grund-
stück, im Fall von Absatz 2 Satz 2 auf dem Erbbaurecht. 

§ 7

Aufsicht

(1) Die Quartiersgemeinschaft und der von ihr beauftrag-
te Aufgabenträger haben der Gemeinde die ordnungs-
und zweckgemäße Mittelverwendung auf Verlangen un-
verzüglich, mindestens jedoch jährlich, schriftlich nach-
zuweisen. 
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(2) Wird festgestellt, dass die Quartiersgemeinschaft
gegen das Maßnahmen- und Finanzierungskonzept, den
Maßnahmen- und Finanzierungsplan, die Satzung oder
den öffentlich-rechtlichen Vertrag trotz Mahnung ver-
stößt, ist die Gemeinde berechtigt, den öffentlich-recht -
lichen Vertrag zu kündigen und die Satzung aufzuheben.

(3) Die Haftung der Gemeinde für eine Verletzung ihrer
Aufsichtspflicht ist auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit
beschränkt. 

(4) Das Rechnungsprüfungsamt der Gemeinde ist be-
rechtigt, die ordnungsgemäße Mittelverwendung der
Quartiersgemeinschaft und des beauftragten Aufgaben-
trägers zu prüfen. Der Prüfbericht wird der Gemeinde
und der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden der Quar-
tiersgemeinschaft übergeben und erforderlichenfalls er-
läutert. 

§ 8

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2015 in Kraft.
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